
Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Pakora Pluss SIA 

Beklagter: Valsts ieņēmumu dienests 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Augstākās tiesas Senāts — Aus­
legung von Art. 4 Nr. 10 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 
des Rates vom 12. Oktober 1992 zur Festlegung des Zollkodex 
der Gemeinschaften (ABl. L 302, S. 1), von Art. 448 der Ver­
ordnung (EWG) Nr. 2454/93 der Kommission vom 2. Juli 1993 
mit Durchführungsvorschriften zu der Verordnung (EWG) Nr. 
2913/92 des Rates zur Festlegung des Zollkodex der Gemein­
schaften (ABl. L 253, S. 1) sowie der Beitrittsakte 2003, Anhang 
IV, Kapitel 5, Nr. 1 — Einfuhr eines Kraftfahrzeugs auf dem 
Seeweg — Überführung in den zollrechtlich freien Verkehr un­
ter Freistellung von Zöllen und anderen Zollmaßnahmen, die 
für Waren gelten, die am Tag des Beitritts nach der Ausfuhr­
zollabfertigung in der erweiterten Gemeinschaft transportiert 
wurden 

Tenor 

1. Anhang IV Kapitel 5 Nr. 1 der Akte über die Bedingungen des 
Beitritts der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der 
Republik Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, 
der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Polen, 
der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik und die 
Anpassungen der die Europäische Union begründenden Verträge 
ist dahin auszulegen, dass es für die Prüfung, ob die dort auf­
geführten Ausfuhrförmlichkeiten erfüllt sind, irrelevant ist, ob die 
in Art. 448 der Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 der Kommis­
sion vom 2. Juli 1993 mit Durchführungsvorschriften zu der 
Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates zur Festlegung des 
Zollkodex der Gemeinschaften in der durch die Verordnung (EG) 
Nr. 2787/2000 der Kommission vom 15. Dezember 2000 ge­
änderten Fassung vorgesehenen Maßnahmen durchgeführt worden 
sind, selbst wenn ein Frachtmanifest ausgefertigt worden ist. 

2. Die Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates vom 12. Ok­
tober 1992 zur Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften in 
der durch die Verordnung (EG) Nr. 82/97 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 19. Dezember 1996 geänderten 
Fassung und die Verordnung Nr. 2454/93 in der durch die 
Verordnung Nr. 2787/2000 geänderten Fassung gelten in den 
neuen Mitgliedstaaten seit 1. Mai 2004, ohne dass die Vergüns­
tigung aus der Regelung nach Anhang IV Kapitel 5 Nr. 1 dieser 
Beitrittsakte in Anspruch genommen werden kann, wenn die dort 
vorgesehenen Ausfuhrförmlichkeiten für die am Tag des Beitritts 
dieser neuen Mitgliedstaaten zur Union in der erweiterten Gemein­
schaft transportierten Waren nicht erfüllt worden sind. 

3. Art. 4 Nr. 10 der Verordnung Nr. 2913/92 in der durch die 
Verordnung Nr. 82/97 geänderten Fassung ist dahin auszulegen, 
dass der Begriff „Einfuhrabgaben“ nicht die Mehrwertsteuer um­
fasst, die auf die Einfuhr von Gegenständen zu erheben ist. 

4. Bei der Einfuhr einer Ware trifft die Verpflichtung zur Zahlung 
der Mehrwertsteuer die Person oder Personen, die vom Mitglied­
staat der Einfuhr als Steuerschuldner bezeichnet oder anerkannt 
werden. 

( 1 ) ABl. C 220 vom 12.9.2009. 

Urteil des Gerichtshofs (Zweite Kammer) vom 
15. Juli 2010 (Vorabentscheidungsersuchen des 
Bundesgerichtshofs — Deutschland) — Bianca Purrucker/ 

Guillermo Vallés Pérez 

(Rechtssache C-256/09) ( 1 ) 

(Justizielle Zusammenarbeit in Zivilsachen — Zuständigkeit 
sowie Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in 
Ehesachen und in Verfahren betreffend die elterliche 
Verantwortung — Verordnung (EG) Nr. 2201/2003 — Einst­
weilige Maßnahmen einschließlich Schutzmaßnahmen — 

Anerkennung und Vollstreckung) 

(2010/C 246/16) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Bundesgerichtshof 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Bianca Purrucker 

Beklagter: Guillermo Vallés Pérez 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Bundesgerichtshof — Aus­
legung des Kapitels 3 der Verordnung (EG) Nr. 2201/2003 
des Rates vom 27. November 2003 über die Zuständigkeit 
und die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen 
in Ehesachen und in Verfahren betreffend die elterliche Verant­
wortung und zur Aufhebung der Verordnung (EG) 
Nr. 1347/2000 (ABl. L 338, S. 1) — Anwendung der Anerken­
nungs- und Vollstreckungsregeln dieser Verordnung auf eine 
einstweilige Maßnahme, mit der das Sorgerecht für ein Kind 
auf seinen Vater übertragen wird und die Rückgabe des in 
einem anderen Mitgliedstaat von seiner Mutter zurückgehalte­
nen Kindes an seinen Vater angeordnet wird
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Tenor 

Die Vorschriften der Art. 21 ff. der Verordnung (EG) 
Nr. 2201/2003 des Rates vom 27. November 2003 über die Zu­
ständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidun­
gen in Ehesachen und in Verfahren betreffend die elterliche Verant­
wortung und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1347/2000 
sind nicht auf einstweilige Maßnahmen hinsichtlich des Sorgerechts 
nach Art. 20 dieser Verordnung anwendbar. 

( 1 ) ABl. C 220 vom 12.9.2009. 

Urteil des Gerichtshofs (Achte Kammer) vom 15. Juli 2010 
(Vorabentscheidungsersuchen des Hoge Raad der 
Nederlanden — Niederlande) — Gaston Schul BV/ 

Staatssecretaris van Financiën 

(Rechtssache C-354/09) ( 1 ) 

(Zollkodex der Gemeinschaft — Art. 33 — Zollwert der Wa­
ren — Einbeziehung der Zölle — Lieferbedingung „Delivered 

Duty Paid“) 

(2010/C 246/17) 

Verfahrenssprache: Niederländisch 

Vorlegendes Gericht 

Hoge Raad der Nederlanden 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Gaston Schul BV 

Beklagter: Staatssecretaris van Financiën 

Gegenstand 

Auslegung der Art. 33 Abs. 1 Buchst. f und 220 der Verord­
nung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates vom 12. Oktober 1992 zur 
Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften (ABl. L 302, S. 1) 
— Zollwert — Vertrag mit der Lieferbedingung „Delivered Duty 
Paid“, bei dessen Abschluss davon ausgegangen wurde, dass kein 
Zoll zu entrichten sein werde — Nicht angegebener Betrag — 
Ausschluss vom Zollwert oder Einbeziehung 

Tenor 

Die in Art. 33 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates vom 
12. Oktober 1992 zur Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften 
geregelte Voraussetzung, wonach Einfuhrabgaben „getrennt“ von dem 
für die eingeführten Waren tatsächlich gezahlten oder zu zahlenden 
Preis „ausgewiesen“ werden müssen, ist erfüllt, wenn die Vertragspar­

teien vereinbart haben, dass diese Waren DDP („Delivered Duty Paid“) 
geliefert werden und dies in der Zollanmeldung angegeben haben, es 
jedoch wegen eines Irrtums über den Präferenzursprung dieser Waren 
unterlassen haben, den Betrag der Einfuhrabgaben anzugeben. 

( 1 ) ABl. C 282 vom 21.11.2009. 

Urteil des Gerichtshofs (Dritte Kammer) vom 15. Juli 2010 
(Vorabentscheidungsersuchen des Baranya Megyei Bíróság 
— Republik Ungarn) — Pannon Gép Centrum kft/APEH 
Központi Hivatal Hatósági Főosztály Dél-dunántúli 

Kihelyezett Hatósági Osztály 

(Rechtssache C-368/09) ( 1 ) 

(Sechste Mehrwertsteuerrichtlinie — Richtlinie 2006/112/EG 
— Recht auf Vorsteuerabzug — Nationale Regelung, die eine 
falsche Angabe auf der Rechnung mit dem Verlust des Rechts 

auf Vorsteuerabzug ahndet) 

(2010/C 246/18) 

Verfahrenssprache: Ungarisch 

Vorlegendes Gericht 

Baranya Megyei Bíróság 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Pannon Gép Centrum kft 

Beklagte: APEH Központi Hivatal Hatósági Főosztály Dél-dunán­
túli Kihelyezett Hatósági Osztály 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Baranya Megyei Bíróság — 
Auslegung von Art. 17 Abs. 1, Art. 18 Abs. 1 und Art. 22 
Abs. 3 Buchst. a und b der Sechsten Richtlinie 77/388/EWG des 
Rates vom 17. Mai 1977 zur Harmonisierung der Rechtsvor­
schriften der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern — Ge­
meinsames Mehrwertsteuersystem: einheitliche steuerpflichtige 
Bemessungsgrundlage (ABl. L 145, S. 1) sowie der Richtlinie 
2001/115/EG des Rates vom 20. Dezember 2001 zur Ände­
rung der Richtlinie 77/388/EWG mit dem Ziel der Verein­
fachung, Modernisierung und Harmonisierung der mehrwert­
steuerlichen Anforderungen an die Rechnungstellung (ABl. L 
15, S. 24) — Verlust des Rechts eines Dienstleistungsempfän­
gers auf Vorsteuerabzug wegen eines Fehlers im Datum der 
Fertigstellung von Arbeiten, das in der vom Dienstleistungs­
erbringer ausgestellten Rechnung ausgewiesen ist — Nationale 
Regelung, die jeden formalen Mangel der Rechnung mit dem 
Verlust des Rechts auf Vorsteuerabzug ahndet
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